
43.2 Grundrechte und Integration 
Welche Auswirkungen hat nun die europäische Integration auf die 
liechtensteinischen Grundrechte? 

432.1 Liberale Grundrechte und Integration 

Das Problem der liberalen Grundrechte in der Europäischen Gemein­
schaft erwächst aus der Tatsache, daß die Gemeinschaft zwar öffent­
liche Gewalt ausübt, in den Gründungsverträgen, ihrer Verfassung 
also, aber keinen Grundrechtekatalog besitzt.146 Deshalb erhob 
Rupp147 den Vorwurf, «die durch das primäre Gemeinschaftsrecht 
begründete Herrschaft... sei Herrschaft ohne Grundrechte». Noch 
weiter ging Kaiser148, der von der «Rebarbarisierung der Verfassungs­
kultur» sprach, und Erler149 fragte auf der Tagung der deutschen 
Staatsrechtslehrer in Erlangen 1959 besorgt, ob nicht der Bürger «in 
einen Raum verminderten Rechtsschutzes verstoßen worden ist». 
Ausgehend von der Idee der Vorstaatlichkeit der Grundrechte un­
ternahmen verschiedene Autoren150 den Versuch, die Gemeinschafts­
gewalt unmittelbar an die Grundrechte der nationalen Verfassungen 
zu binden. Dieser These schloß sich weder die Doktrin151 noch der 
Europäische Gerichtshof152 in seiner Rechtssprechung an. Es wird 
besonders betont, daß das Gemeinschaftsrecht als autonome Rechts­
ordnung von den Begrenzungen entbunden sei, die das nationale Ver­
fassungsrecht der Staatsgewalt auferlege.158 Deshalb könne sich der 
Marktbürger gegenüber der Gemeinschaftsgewalt nicht auf seine 
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